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Petition auf change.org (Petition

Polizeigewalt in NRW: Polizeiopfer fo
Als Opfer von Polizeigewalt hat man
Recht zu kommen. 

Die ZEIT schrieb 2013: „Bürger, die
Deutschland immer schlechte Kart
worden sind und Menschen verletz
gesehen nicht ernsthaft vor einer S

In der Nacht vom 22./23. April 200
Düsseldorfer Altstadtwache zum Op
nismäßiger Polizeigewalt. Sie wurde
und stundenlang nackt eingesperrt
nommen, ohne richterlichen Besch
nehmen, die Staatsanwaltschaft zu
Kontakt zu einem Rechtsanwalt ver
gesamten Körper davongetragen: u
Gehirnerschütterung, Blutergüsse d
und benötigte 1,5 Jahre für die ärzt
treuung dauerte noch länger.  
 
Der Fall wurde 2011 durch einen B
bekannt, nachdem sich die Staatsa
Betroffene oder die von ihr genann
dessen wegen angeblicher Verfristu

Um das Verfahren erneut aufleben 
Kosten ein rechtsmedizinisches Gu
damit der Staatsanwaltschaft neue
on initiiert (siehe Seite 2), denn die
von unverhältnismäßiger Polizeigew

Noch vor der Übersendung der 18.0
terpräsidentin Hannelore Kraft (SPD
handschriftlich datiertes Schreiben
munales (siehe Seite 4). Auf dieses
ausführlichen Brief, dem sämtliche
zeichner beigefügt wurden (siehe S
rechtspolitischen Sprecher der Lan
hierzu gab es von niemandem.  
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er fordern Aufklärung und Schutz 
an in der Praxis kaum eine Chance, zu seinem 

 die gegen Polizeibeamte vorgehen, haben in 
arten. Polizisten, die im Dienst gewalttätig ge-
etzt oder getötet haben, müssen statistisch 
r Strafverfolgung Angst haben." i 

009 wurde die Initiatorin der Petition in der 
 Opfer von Freiheitsberaubung und unverhält-
rde gewaltsam entkleidet, u. a. von Männern, 
rrt. Ihr wurde gewaltsam eine Blutprobe ent-
chluss oder ohne nur den Versuch zu unter-
 zu erreichen. Ihr wurde zudem stundenlang der 
verwehrt. Sie hat massive Verletzungen am 

u.a. ausgeschlagene Zähne, Kieferfraktur, 
e durch Schläge mit Schlagstöcken oder Tritte 
rztliche Behandlung; die psychologische Be-

n Beitrag des WDR-Magazins Westpol öffentlich 
tsanwaltschaft geweigert hatte, die Täter, die 
nnten Zeugen zu befragen und den Fall statt-
istung schloss. 

en zu lassen, hat die Betroffene auf eigene 
Gutachten zu den Verletzungen beauftragt und 
ue Beweise vorgelegt. Zudem wurde die Petiti-

die Initiatorin war nicht die einzige Betroffene 
gewalt in NRW. 

8.000 gesammelten Unterschriften bei Minis-
SPD), erhielt die Initiatorin ein auf Mitte Oktober 
en aus dem Ministerium für Inneres und Kom-
es Schreiben antwortete die Initiatorin in einem 
he Unterschriften und Kommentare der Unter-

Seite 7). Eine Kopie ging an alle innen- und 
andtagsfraktionen NRW. Eine Stellungnahme 
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AM RANDE 
 
Bereits 1983 sorgte ein Misshand-
lungs-Skandal auf der Düsseldorfer 
Altstadtwache bundesweit für Schlag-
zeilen. Vier Polizisten, darunter der 
Dienstgruppenleiter, haben sich zum 
Teil auf sadistische Art und Weise der 
Obdachlosen und Betrunkenen ange-
nommen, indem sie diese quälten und 
misshandelten. Auf der Wache galten 
Ohrfeigen, Faust- und Knüppelschlä-
ge, Tritte und sonstige Quälereien als 
"Erziehungsmaßnahmen" oder 
„Sonderbehandlung“, um die Nicht-
sesshaften nachhaltig aus der Düs-
seldorfer Innenstadt zu vertreiben. 
Beamte anderer Dienststellen alar-
mierten die Staatsanwaltschaft, die 
daraufhin eine Anklage wegen Kör-
perverletzung im Amt, Nötigung und 
Freiheitsberaubung erhob. Die be-
schuldigten Polizisten wurden sus-
pendiert und im August 1983 verur-
teilt. Die Düsseldorfer Polizei behielt 
nach dem Vorfall das Image der 
"Prügel-Garde" für Jahre. 
 
Siehe auch ZEIT-Artikel „Zu Folterzel-
len“ vom 08.07.1983 oder „Nur weil 
sie ‚Penner‘ sind?“ vom 29.07.1983 
 
 
ERREICHTE PERSONEN 
 
Ca. 18.000 Unterzeichner; die Petition 
hat Menschen weit über die Grenzen 
von NRW hinaus erreicht. 
 
 
DERZEITIGER STAND 

Die Staatsanwaltschaft und die Gene-
ralstaatsanwaltschaft weigerten sich 
unverändert, diesen Fall zu untersu-
chen und stellten das Verfahren einen 
Monat nach dem Start der Petition 
erneut ein. Eine weitere Dienstauf-
sichtsbeschwerde inklusive ausführli-
cher Begründung gegen diese Ent-
scheidung an das Justizministerium 
des Landes NRW wurde am 
01.07.2014 als unbegründet zurück-
gewiesen.  



Empfänger: Hannelore Kraft

Brief: Sehr geehrte Damen und Herren,

Sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin,

als promovierte Erziehungswissenschaftlerin und ehemalige
Regierungsangestellte des Landes NRW im Wissenschaftsbereich, habe ich mir
im Laufe der Jahre von Ihrer politischen Durchsetzungskraft für das Thema
Bildung viel versprochen. Als Menschenrechtsaktivistin habe ich meine Hoffnung
ebenso noch nicht begraben, auch wenn die Besuche der Sitzungen des Innen-
oder Rechtsausschusses im Landtag meist ernüchternd sind. In diesem
Zusammenhang verspreche ich mir aber etwas für einen speziellen
Bildungsbereich. Dieser Bereich umfasst die Bildung und Ausbildung derjenigen,
die tagtäglich von staatlicher Seite aus mit Machtbefugnissen ausgestattet werden,
welche weit über die Befugnisse der Bürger hinausgehen: mit dem Gewaltmonopol
der NRW-Landespolizei.

Über die eigene Betroffenheit hinaus, die Sie bitte der Petitionsbeschreibung auf
change.org entnehmen wollen, habe ich mich mit vielen anderen Opfern
inzwischen auch persönlich ausgetauscht. Betroffen von unverhältnismäßiger
Polizeigewalt und der staatsanwaltlichen Verweigerung adäquater Aufarbeitung
sind nicht nur die Menschen am unteren Rand unserer Gesellschaft, die in
prekären Verhältnissen leben, sondern desgleichen Ärzte, Manager oder z.B.
Politiker. Die meisten gehen mit ihrer Betroffenheit jedoch nicht an die
Öffentlichkeit; viele stellen aus Angst vor Repressalien keine Anzeige wegen
Körperverletzung im Amt – geschätzte Frau Ministerpräsidentin: und das in diesem
Jahrhundert und in diesem Land. Ich habe mich 2009, trotz massiver Widerstände,
anders entschieden.

Auch wenn es mir bewusst ist, dass unverhältnismäßige Polizeigewalt kaum das
politische Thema Ihrer Partei darstellt, so sind Sie doch als Ministerpräsidentin für
das Wohl der Bürger zuständig, unabhängig davon, welcher Partei sie angehören.
Dafür hat man Sie ernannt. Wenn jedoch die Bürger Ihres Bundeslandes –
Jugendliche, Frauen wie Männer – massive Verletzungen ihrer Menschenrechte
erfahren, muss dies Sie nicht als Ministerpräsidentin wachrütteln, unabhängig
davon, wie nahe Sie dem Thema persönlich stehen? Müssten Sie Ihre Bürger
nicht schützen?



Als Ministerpräsidentin sollten Sie eine unabhängige und objektivierbare
Aufarbeitung eines jeden derartigen Vorfalls aktiv verlangen, die Schaffung
entsprechender Strukturen anstoßen und umsetzen. Setzen Sie sich für meine
Forderungen ein, stellvertretend auch für zahlreiche Betroffene aus Ihrem
Bundesland, noch heute! Verändern sie dieses Bundesland, machen Sie NRW zu
einem „Best Practice“ für andere deutsche Bundesländer im innerpolitischen
Bereich. Vielleicht rettet das jemandem die körperliche Unversehrtheit oder das
Leben, vielleicht auch nur den Glauben an den Rechtsstaat. Wäre es das nicht
wert?

Da mir von Seiten der Ermittlungsbehörden seit inzwischen über 4 Jahren eine
juristische/gerichtliche Klärung verweigert wird, fordere ich die Landesregierung
NRW - namentlich Sie Frau Ministerpräsidentin - auf, eine ständige Kommission
für Fälle von mutmaßlich unverhältnismäßiger Polizeigewalt zu bilden, die sich
zunächst mit meinem Fall im Speziellen und später mit weiteren ähnlichen Fällen
in NRW parlamentarisch auseinandersetzt. 

Neben der Untersuchung der Vorfälle fordere ich von der Kommission folgende
Punkte:

1) Ausarbeitung eines Vorschlags zur Schaffung einer unabhängigen Beschwerde-
und Untersuchungsbehörde in NRW für Fälle mutmaßlich unverhältnismäßiger
Polizeigewalt, ausgestattet mit umfangreichen Befugnissen, die denen von
parlamentarischen Untersuchungskommissionen gleichen. Anschließende
Umsetzung des Vorschlags durch die Landesregierung.

2) Überprüfung der Videoüberwachung in Polizeidienststellen sowie der
diesbezüglichen juristischen Gegebenheiten in NRW mit dem Ziel, die notwendige
Gesetzeslage und Verordnungen zur Videoaufzeichnung zum Schutz von
Inhaftierten in Polizeiwachen zu erlassen und durchzuführen. Die Vorgänge im
Gewahrsamsbereich von Polizeistationen müssen auf Video aufgezeichnet
werden. Dies hat selbstverständlich unter neutraler Aufsicht zu erfolgen, wobei ein
Zugriff nur durch einen richterlichen Beschluss möglich sein sollte.

3) Ausarbeitung eines Vorschlags zur Modifizierung der Polizeiausbildung in NRW
inkl. einer zweijährig stattfindenden, verpflichtenden Wissensaktualisierung zum
Thema Menschenrechte sowie der Aufnahme eines 6-monatigen Praktikums als
Zulassungsvoraussetzung zum Polizei-Studium in NRW (ersatzweise einer
Ausbildung) in sozial- bzw. menschenrechtlich ausgerichteten
Institutionen/Organisationen, z.B. Bahnhofsmissionen, Drogenhäuser,
Obdachlosenunterkünfte, Notaufnahmen der Krankenhäuser, psychiatrische
Kliniken etc. Anschließende Umsetzung des Vorschlags durch die
Landesregierung.



4) Ausarbeitung eines Vorschlags zur Veränderung der gesetzlichen Grundlage
des Legalitätsprinzips, in dem Polizistinnen und Polizisten 48 Stunden Zeit nach
dem Eintreten unverhältnismäßiger Polizeigewalt eingeräumt wird, um den Vorfall
anzuzeigen, ohne sich direkt strafbar zu machen, sowie anschließende Vorstellung
dieses Vorschlags in der Innenministerkonferenz.

Die Politik muss zu einer wirksamen Kontrolle der Polizei zurückfinden und darf
nicht länger die Diskussion mit den Polizeigewerkschaften scheuen. Die Ursachen
für polizeiliche Übergriffe müssen analysiert und die Ergebnisse Bestandteil der
polizeilichen Aus- und Weiterbildung werden. Die Polizei muss lernen, eigenes
Fehlverhalten als Möglichkeit zur Verbesserung der eigenen Arbeit und nicht als
Bedrohung zu begreifen. Das Entstehen einer polizeilichen Fehlerkultur soll von
der Politik begleitet werden, um organisationsinterne Widerstände zu überwinden.

Mit freundlichen Grüßen
Dr. Lilia Monika Hirsch



Ministerium für Inneres und Kommunales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Ministerium für lnneres und Kommunales NRW, 40190 Düsseldorf

Frau
Dr. Lilia Monika

lhre Eingabe vom 09.08.2013
Online-Petition "Polizeigewalt in NRW: Polizeiopfer fordern Aufklärung
und Schutz"

i*- 
Sehr geehrte Frau Dr. Hirsch,

Frau Ministerpräsidentin Kraft hat lhre Eingabe vorgelegen. Sie hat das

Ministerium für lnneres und Kommunales gebeten, lhnen in Abstimmung

mit dem Justizministerium auf lhre Eingabe zu antworten.

Zu lhren einzelnen Fragen möchte ich Folgendes ausführen:

Zu 1)

Der Einrichtung einer "ständigen Kommission für Fälle mutmaßlich

unverhältnismäßiger Polizeigewalt" bedarf es nicht. Soweit in

Einzelfällen Hinrryeise auf strafrechtlich relevantes Fehlverhalten

einzelner Beamtinnen und Beamter bekannt werden, wird diesen, wie

bei jedem anderen polizeilichen Einsatz auch, im Rahmen eines

staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens in mit erfahrenen

Dezernentinnen/ Dezernenten besetzten Sonderdezernaten gründlich

nachgegangen. Den Staatsanwaltschaften des Landes stehen dabei die

in der Strafprozessordnung geregelten Ermittlungsinstrumente zut
Verfügung. Rechtswidriges Verhalten von Polizeivollzugsbeamtinnen

und -beamten wird nicht toleriert und konsequent verfolgt. Von einer

unabhängigen Beschwerde- und Untersuchungsbehörde in NRW für

Fälle mutmaßlich unverhältnismäßiger Polizeigewalt wären daher keine

besseren Erm ittlu ngsergebnisse zu erwarten.

Hirsch
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Aktenzeichen

(bei Antwort bitte angeben)

402-57.00

ORR'in Schepers

Telefon 0211 871-3226

Telefax 021 I 87 1 -163226

marisa.schepers@mik.nnru.de

Dienstgebäude und

Lieferanschrift:

Haroldstr. 5, 40213 Düsseldorf

Telefon 0211 871-01

Telefax 0211 871-3355

poststelle@m ik. n rw.de

www.mik.nrw.de

Öffentliche Verkeh rsmittel :

Rheinbahnlinien 704, 709, 7 19

Haltestelle: Poststraße
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Ministerium für Inneres und Kommunales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Zur Verbesserung der Beschwerdebearbeitung wurden durch die seite2von3

Rahmenvorgaben zur "Bearbeitung von Eingaben und Beschwerden in

den Polizeibehörden" Standards für die Bearbeitung in den
Polizeibehörden vorgegeben. Darauf aufbauend wird derzeit die
Einführung eines landesweiten "Zentralen Beschwerdemanagements"
geplant.

Zu 2)
Eine Videobeobachtung und -aufzeichnung von in Gewahrsanr
genommenen Personen stellt einen Eingriff in deren von Artikel 4
Absatz 2 der Landesverfassung NRW geschütztes Grundrecht auf
Schutz der personenbezogenen Daten und in deren von Artikel 2 Absatz
1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes geschütztes
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung (auch in Verbindung
mit Artikel 4 Absatz 1 der Landesverfassung NRW) dar.

Das nordrhein-westfälische Polizeirecht enthält eine ausdrücklich auf
den Ausnahmefall bezogene Ermächtigung der Videobeobachtung von
in Gewahrsam genommenen Personen, wenn dies zum Schutz der
Personen erforderlich ist (§ 37 Absatz 3 Satz 4 Polizeigesetz NRW). Wie
alle Normen des Polizeigesetzes unterliegt auch diese Regelung einer
ständigen Evaluierung.

Zu 3)

Das Bachelorstudium für den Polizeivollzugsdienst dauert drei Jahre.
AIs Eingriffsvenvaltung mit weitgehenden Befugnissen, die Grundrechte
von Bürgerinnen und Bürgern einzuschränken, ist das Studium
durchgängig geprägt von der Bindung allen staatlichen Handelns an
Recht und Gesetz (Rechtsstaatsprinzip). Dementsprechend werden
bereits im Grundstudium grundlegende staatsrechtliche lnhalte
vermittelt, die im weiteren Verlauf des Studiums im Rahmen der
Vermittlung spezieller Eingriffsbefugnisse weiter vertieft werden. Zu den
grundlegenden staatsrechtlichen lnhalten zählen die obersten
Verfassungsprinzipien und die Grundrechte. Bei den
Verfassungsprinzipien bilden Demokratie und Rechtsstaatlichkeit und

bei den Grundrechten die Menschenwürde gemäß Artikel 1, die
allgemeine Handlungsfreiheit nach Artikel 2 Abs. 1 und die Gleichheit
vor dem Gesetz gemäß Artikel 3 Grundgesetz foftlaufend Schwerpunkte
der Ausbildung. Die Studierenden werden in die Lage versetzt,



Ministerium für lnneres und Kommunales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Verfassungsprinzipien und Grundrechte in ihrer Bedeutung für die seite 3 von 3

Berufspraxis und für polizeiliche Maßnahmen zu bewerten.

Die rechtlichen Aspekte werden durch Lehrinhalte aus dem Bereich
Ethik zusätzlich verstärkt.

Das obligatorisch speziell für die Polizeiausbildung vorgesehene
Training sozialer Kompetenzen ist ebenfalls fachübergreifend angelegt
und befähigt die Studierenden, in jeder Situation sozial angemessen zu
kommunizieren.

Ein Anderungsbedarf wird daher nicht gesehen.

Zu 4)
Der vom Bundesgesetzgeber bewusst nicht als Antragsdelikt
ausgestaltete, jedoch mit einer Versuchsstrafbarkeit versehene
Tatbestand der Körperverletzung im Amt sieht schon im

Grundtatbestand als Mindeststrafe drei Monate Freiheitsstrafe und als
Höchststrafe fünf Jahre Freiheitsstrafe vor; für qualifizierte Fälle reicht
der Strafrahmen bis zu'15 Jahren Freiheitsstrafe (§ 340 StGB). Eine
Straffreistellung von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten allein
aufgrund einer binnen 48 Stunden vorgenommenen Selbstbezichtigung
liefe dieser strengen Bewertung des Bundesgesetzgebers und dem aus
dem Rechtsstaatsp ri nzip abgeleiteten Lega I itätspri nzip zuwider.

lch hoffe, lhre Fragen mit den vorstehenden Ausführungen hinreichend
beantwortet zu haben.

Mit freundlichen Grüßen

lm AuftraoI
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Dr. Hirsch •  

An die Ministerpräsidentin des Landes NRW 
Frau Hannelore Kraft 
Staatskanzlei 

40190 Düsseldorf 

 

 

Meine Online-Petition „Polizeigewalt in NRW: Polizeiopfer fordern Aufklärung 

und Schutz“; Ihr Aktenzeichen 402-57.00 

Sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin,  

ich habe ein handschriftlich auf  den 14. Oktober 2013 datiertes Schreiben aus dem Minis-
terium für Inneres und Kommunales (erstellt in Abstimmung mit dem Justizministerium) 
erhalten. Das Schreiben ist jedoch beileibe nicht geeignet, das Anliegen aus meiner Onli-
ne-Petition (Anlage 1) aufzugreifen. Mittels dreier Seiten formaljuristischer Gemeinplätze 
werden die in meiner Petition aufgestellten Forderungen allesamt als unbegründet zu-
rückgewiesen. Mein eigentlicher Fall ist dem Ministerium dabei nicht einmal eine Erwäh-
nung wert! Alles ist demnach bestens im Land Nordrhein-Westfalen. 

Dabei führt der Verweis auf  geltendes Recht in die Irre, denn „(…) die abstrakte Rechtsnorm 
definiert nur den Rahmen, innerhalb dessen sich die Polizei bewegen kann. Rechtsnormen geben jedoch 
keine unmittelbar konkreten Handlungsempfehlungen“.  Dies ist der 1998 unter dem damaligen 
NRW-Innenminister Behrens durchgeführten „Stork-Studie“i zu entnehmen. Vielmehr – 
wie an anderer Stelle der Studie zu lesen ist – sei es ein „(…) in den öffentlichen Darstellungen 
und Diskussionen weit verbreitetes Mißverständnis, im Recht sei festgelegt, was die Polizei alles darf  oder 
gar tun müsse“.ii 

Diesem Missverständnis scheint auch das Innenministerium zu unterliegen. Wenn polizei-
liche Arbeit per se einwandfrei und verhältnismäßig wäre, wie hätte ich für die Petition 
annähernd 18.000 Unterschriften (Anlage 2) sammeln können? Warum sonst hätte es in 
den Kommentaren zu der Petition (Anlage 3) so viele Stimmen von Betroffe-
nen/Angehörigen gegeben, denen offenbar Ähnliches widerfahren ist? 

Ich werde mir heute erlauben, schriftlich zu begründen, warum sich die Verwaltungsebene 
der Ministerien in ihren Einschätzungen irrt und warum ich der Politik in NRW Realitäts-
verweigerung vorwerfe. Mein Schreiben habe ich zudem gleichzeitig online veröffentlicht. 

 

D R .  L I L I A  M O N I K A  H I R S C H  
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Der Einrichtung einer ständigen Kommission für Fälle mutmaßlich unverhältnis-

mäßiger Polizeigewalt in NRW… 

„(…) bedarf  es nicht“, schrieb lapidar das Ministerium. Denn, so die Begründung: “Soweit in 
Einzelfällen Hinweise auf  strafrechtlich relevantes Fehlverhalten einzelner Beamtinnen und Beamter be-
kannt werden, wird diesen, wie bei jedem anderen polizeilichen Einsatz auch, im Rahmen eines staats-
anwaltlichen Ermittlungsverfahrens in mit erfahrenen Dezernentinnen/Dezernenten besetzten Sonderde-
zernaten gründlich nachgegangen.“  

Fast 1.200 Polizeibeamte wurden von Januar 2012 bis Mitte September 2013 wegen Kör-
perverletzung im Amt angezeigt, und das allein in Ihrem Bundesland. Im selben Zeitraum 
erhob die Staatsanwaltschaft in zwei Fällen Anklage, ein Strafbefehl wurde beantragt. 
Nicht ein einziger Beamter wurde verurteilt. Dies ist eines der Ergebnisse einer kleinen 
Anfrage des Abgeordneten Dirk Schatz (Piraten). Die Straflosigkeit für Polizeibeamte bei 
unverhältnismäßiger Gewaltanwendung erreicht in NRW inzwischen ein groteskes Aus-
maß. Es ist daher kaum überzeugend, wenn vom MIK auf  „gründliche“ Ermittlungsver-
fahren und erfahrene Dezernate hingewiesen wird. Es braucht mehr als das, wenn Tau-
sende von Fällen offensichtlich nie vor Gericht kommen. Allein mein Fall spricht hier für 
sich. Daher habe ich erneut eine Dienstaufsichtsbeschwerde beim Justizministerium ein-
gereicht. 

 

Unabhängige Beschwerde- und Untersuchungsbehörde in NRW 

„Den Staatsanwaltschaften des Landes stehen dabei die in der Strafprozessordnung geregelten Ermitt-
lungsinstrumente zur Verfügung. Rechtswidriges Verhalten von Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten 
wird nicht toleriert und konsequent verfolgt. Von einer unabhängigen Beschwerde- und Untersuchungsbe-
hörde in NRW für Fälle mutmaßlich unverhältnismäßiger Polizeigewalt wären daher keine besseren Er-
mittlungsergebnisse zu erwarten. Zur Verbesserung der Beschwerdebearbeitung wurden durch die Rah-
menvorgaben zur ‚Bearbeitung von Eingaben und Beschwerden in den Polizeibehörden‘ Standards für die 
Bearbeitung in den Polizeibehörden vergeben. Darauf  aufbauend wird derzeit die Einführung eines lan-
desweiten ‚Zentralen Beschwerdemanagements‘ geplant.“  

Ich behaupte, dass unverhältnismäßige Gewaltanwendung von Polizeibeamten nicht nur 
toleriert, sondern in sehr vielen Fällen bewusst inkonsequent verfolgt wird, also Ermitt-
lungsverfahren durchgeführt werden, die nicht den strafprozessualen Vorschriften ent-
sprechen, wie z.B. nicht ausreichende Erforschung des Sachverhalts nach § 160 StPO. Die 
Staatsanwaltschaften bedienen sich für die Ermittlungen nämlich der Polizei, also ermit-
teln hier Kollegen gegen Kollegen. Aber: „Polizei, die gegen die Polizei ermittelt, lässt generell 
Zweifel an der Unabhängigkeit aufkommen“. Das sagen nicht nur viele Unterstützer meiner Pe-
tition und ich. Wortwörtlich hat das der Ministerrat des Europarates bereits im Jahr 2001 
im Europäischen Kodex für Polizeiethikiii festgehalten. Was ist zudem mit den Empfeh-
lungen des Kommissars für Menschenrechte des Europarates von 2006iv und 2009: „Ein 
unabhängiges und effektives Beschwerdesystem ist maßgeblich zur Schaffung und Wahrung des öffentlichen 
Vertrauens in die Polizei und schützt vor Misshandlungen und Fehlverhalten“?v 

Mit Verlaub, das vom Ministerium erwähnte „Zentrale Beschwerdemanagement“ bei Poli-
zeibehörden kann also – wenn man der Logik des Ministerrates folgt – keinesfalls als un-
abhängig bezeichnet werden. Zudem handelt es sich lediglich um einen internen Prozess 
des „New Public Managements“, der für die Öffentlichkeit weder transparent verläuft, 
noch von größerer Bedeutung für etwaige strafrechtliche Untersuchungen sein dürfte. 
Schließlich kann jeder Bürger auch eine Beschwerde direkt an die Staatsanwaltschaft rich-



 – 3 – November 11, 2013  
 
 

 

ten; an Beschwerdemöglichkeiten fehlt es in NRW nicht. Aber was nutzt ein Beschwer-
demanagement, wenn aus einer Vielzahl an Strafanzeigen keine Verurteilungen resultie-
ren? 

„Eine demokratische Polizei macht es notwendig, dass diese mit ihren Handlungen dem Recht, dem 
Staat und der Öffentlichkeit, der sie dient, verantwortlich ist.“vi Das sagt die Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). Welchen Wert behält diese Aussage, 
wenn Fälle von Körperverletzung im Amt in NRW nicht vor Gericht verhandelt werden? 

Die Forderung nach Einrichtung einer unabhängigen Untersuchungskommission ist kein 
alleiniger Gedanke meinerseits. Im Jahr 2010 hat dies der Sonderberichterstatter der Ver-
einten Nationen über außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen, 
Philip Alston, ebenfalls ausgesprochen.vii Im selben Jahr stellte Amnesty International die-
se Forderung für Deutschland auf. Die ständige Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte (EMGR) stellt zudem fest, dass von den Staatsanwalt-
schaften eine unabhängige, angemessene, unverzügliche, transparente Untersuchung unter 
Einbeziehung der Betroffenen stattfinden muss. In meinem Fall wurde nicht eine dieser 
Forderungen erfüllt. 

Wenn das Ministerium obendrein behauptet, es seien auch von unabhängigen Untersu-
chungsbehörden keine „besseren“ Ergebnisse zu erwarten, dann frage ich mich, weshalb 
solche Institutionen in zahlreichen demokratischen Staaten bereits existieren. 

Darüber hinaus haben die Unterstützer der Petition und ich mindestens eine öffentliche 
Debatte in den politischen Ausschüssen (Innenausschuss/Rechtsausschuss) des Landtages 
erwartet, keine dreiseitige Antwort von der ministerialen Verwaltungsebene. Das verstehe 
ich darunter, wenn ich sage: Die Politik muss zu einer wirksamen Kontrolle der Polizei 
zurückfinden und darf  nicht länger die Diskussion mit den Polizeigewerkschaften scheu-
en. Und diese Debatte erwarten wir - mindestens 18.000 Menschen – nach wie vor von 
Ihnen, sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin. Dafür haben wir die Petition erstellt und 
unterschrieben. 

 

Videoaufzeichnung zum Schutz von in Gewahrsam genommenen Personen 

„Eine Videobeobachtung und -aufzeichnung von in Gewahrsam genommenen Personen stellt einen Ein-
griff  in deren von Artikel 4 Absatz 2 der Landesverfassung NRW geschütztes Grundrecht auf  Schutz 
der personenbezogenen Daten und in denen von Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Ab-
satz 1 des Grundgesetzes geschütztes Grundrecht auf  informationelle Selbstbestimmung (auch in Ver-
bindung mit Artikel 4 Absatz 1 der Landesverfassung NRW) dar. Das nordrhein-westfälische Polizei-
recht enthält eine ausdrücklich auf  den Ausnahmefall bezogene Ermächtigung der Videobeobachtung von 
in Gewahrsam genommenen Personen, wenn dies zum Schutz der Personen erforderlich ist (§ 37 Absatz 
3 Satz 4 Polizeigesetz NRW). Wie alle Normen des Polizeigesetzes unterliegt auch diese Regelung einer 
ständigen Evaluierung.“ 

Die Aufzeichnung von Videoüberwachung in Polizeiwachen und deren unabhängige Ver-
waltung stellt einen weitreichenden Eingriff  in Persönlichkeitsrechte dar und müsste da-
her höchsten Datenschutzstandards unterliegen, z.B. Speicherung des Materials außerhalb 
der Polizeiwachen, Verwendung lediglich auf  richterliche Anordnung etc. Sie diente je-
doch gleichzeitig mehreren Zielen. Zum einen böte sie Bürgern in Gewahrsam einen 
Schutz gegen polizeiliche Übergriffe oder ermöglichte zumindest deren Verfol-
gung/Aufklärung. Zum anderen wäre die Polizeiarbeit transparenter und damit für den 



 – 4 – November 11, 2013  
 
 

 

Bürger vertrauenswürdiger. Obendrein gestattete sie der Polizei im Falle von unberechtig-
ten Anschuldigungen eine eindeutige Widerlegung der Vorwürfe. 

Auch international gesehen wird Videoüberwachung/-aufzeichnung empfohlen. Amnesty 
International verweist in einem Forderungspapier von 2010viii dabei z.B. auf  verschiedene 
Institutionen: „Der UN-Sonderberichterstatter für Menschenrechte im Kampf  gegen den Terrorismus 
Martin Scheinin empfiehlt in seinem Bericht über Spanien die konsequente Einführung von Videoauf-
zeichnung auf  Polizeistationen und bei Verhören als notwendigen präventiven Mechanismus von Miss-
handlungen und Folter. Ebenso empfehlen der UN-Komitee gegen Folter (CAT) und der UN-
Sonderberichterstatter über Folter Manfred Nowak dies als präventiven Mechanismus. Auch das Komitee 
für die Verhütung von Folter des Europarates (CPT) empfiehlt in seinen Standards solche Videoauf-
zeichnungen. Diese trügen zum Schutz von Inhaftierten und zur Aufklärung von Misshandlungen in 
Gewahrsam bei.“ 

Gegenüber der Forderung nach Videoüberwachung/-aufzeichnung sind übrigens auch 
deutsche Polizeigewerkschafter nicht abgeneigt. Bei einer Veranstaltung der GRÜNEN im 
Bayerischen Landtag im März diesen Jahres – bei der auch der Sekretär unserer Stiftung 
VICTIM.VETO anwesend war – ermunterte Hermann Benker, Vize-Chef  der Deutschen 
Polizeigewerkschaft (DPolG) zu einer Überwachung von Haftzellen. Andreas Stahl vom 
Bund Deutscher Kriminalbeamter Bayern befürwortete diese sogar ausdrücklich. 

Als erster hat der Hamburgische Landesgesetzgeber in § 8 Abs. 4 PolDVD eine Ermäch-
tigungsgrundlage geschaffen, welche die audiovisuelle Überwachung und Aufzeichnung 
von Personen in Gewahrsam ermöglicht. Zu betonen bleibt, dass es sich hierbei nicht um 
die Überwachung sämtlicher Räume einer Polizeiwache handelt, sondern lediglich der 
Gewahrsamsräume, wie Haftzellen, Durchsuchungsräume, Gefangenentransport- 
und/oder Sammelzellen bei Demonstrationen. Inzwischen ist eine Ermächtigungsgrund-
lage auch in Hessen (§ 34 Abs. 3 HSOG) und in Baden-Württemberg (§ 21 Abs.4 PolG 
BW) vorhanden, wobei, wie eingangs erwähnt, eine Speicherung außerhalb der Polizeiwa-
chen und damit außerhalb des polizeilichen Zugriffs zu erfolgen hätte, mit alleiniger Ver-
wendung auf  richterliche Anordnung. 

Sowohl die Landesverfassung NRW als auch das Polizeigesetz NRW sind politisch verän-
derbar. Sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin, meinem Schutzbedürfnis – nach einschlä-
giger Erfahrung in der Landeshauptstadt – entspricht die bisherige Regelung in NRW 
keinesfalls.  

 

Ausarbeitung eines Vorschlags zur Modifizierung der Polizeiausbildung in NRW 

Das Ministerium sieht keinen Änderungsbedarf  bei der Ausbildung: 

„Das Bachelorstudium für den Polizeivollzugsdienst dauert drei Jahre. Als Eingriffsverwaltung mit weit-
gehenden Befugnissen, die Grundrechte von Bürgerinnen und Bürgern einzuschränken, ist das Studium 
durchgängig geprägt von der Bindung allen staatlichen Handelns an Recht und Gesetz (Rechtsstaatprin-
zip). Dementsprechend (sic!) werden bereits im Grundstudium grundlegende staatsrechtliche Inhalte ver-
mittelt, die im weiteren Verlauf  des Studiums im Rahmen der Vermittlung spezieller Eingriffsbefugnisse 
weiter vertieft werden. Zu den grundlegenden staatsrechtlichen Inhalten zählen die obersten Verfassungs-
prinzipien und die Grundrechte. Bei den Verfassungsprinzipien bilden Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit und bei den Grundrechten die Menschenwürde gemäß Artikel 1, die allgemeine Handlungsfreiheit 
nach Artikel 2 Abs. 1 und die Gleichheit vor dem Gesetz gemäß Artikel 3 Grundgesetz fortlaufend 
Schwerpunkte der Ausbildung. Die Studierenden werden in die Lage versetzt, Verfassungsprinzipien 
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und Grundrechte in ihrer Bedeutung für die Berufspraxis und für polizeiliche Maßnahmen zu bewerten. 
Die rechtlichen Aspekte werden durch Lehrinhalte aus dem Bereich Ethik zusätzlich verstärkt. Das 
obligatorisch spezielle für die Polizeiausbildung vorgesehene Training sozialer Kompetenzen ist ebenfalls 
fachübergreifend angelegt und befähigt die Studierenden, in jeder Situation sozial angemessen zu kommu-
nizieren. (…)“   

Das klingt zunächst beruhigend, diese Behauptungen halten aber einer kritischen Über-
prüfung nicht stand. Ich werde mich im Folgenden auf  polizeiwissenschaftliche Erkennt-
nisse stützen, unter anderem aus Nordrhein-Westfalen. 

So beklagte Rafael Behr von der Hochschule der Polizei in Hamburg in seinem Beitrag 
zum 3. Grünen Polizeikongress 2013 die geringe studieninterne Wertigkeit solcher Lehr-
inhalte. Der „zivilgesellschaftliche Kontext“ ihrer künftigen Tätigkeit würde den Studierenden 
nicht ausreichend vermittelt, eine kritische Auseinandersetzung mit dem Lehrstoff, die für 
eine Verinnerlichung desselben unerlässlich wäre, sei nicht vorgesehen. Stattdessen führe 
„die Dominanz der Polizeipraxis“ zu einer Ausbildung, „die auf  Nachahmung, auf  Fortsetzung des 
bisher Praktizierten“ basiere. In dieser „mimetischen Berufsvorbereitung“ würden Inhalte und Po-
sitionen nicht mehr hinterfragt, „sondern mehr Wert auf  das Procedere (…) gelegt.“ix 

Bernhard Frevel, Professor an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW in 
Münster, bemängelte in diesem Zusammenhang eine schulähnliche Wissensvermittlung. 
Durch die „Verbindung mit den vorherrschenden schultraditionellen Wissensüberprüfungen mittels 
Klausuren“ entstehe „eine stoff- und rezeptionsorientierte Lehrkultur, die sich deutlich von einer wis-
sens- und reflektionsorientierten Lehrkultur“ unterscheide.x 

„Kein Beamter handelt rechtmäßig und moralisch korrekt allein deswegen, weil darin einmal beschult 
worden ist“, stellte Hans Werner Alberts, inzwischen emeritierter Professor der Hochschule 
für öffentliche Verwaltung in Bremen, fest. Gegen eine berufsethische Betrachtung  gebe 
es schon unter Berufsanfängern häufig Widerstand. Die Studierenden begännen ihre 
Ausbildung mit „positiven Vorstellungen von Polizei“, die sie „verständlicherweise“ nicht aufgeben 
wollten. Dieser Abwehrmechanismus diene möglicherweise dazu, „die eigene Motivation, Po-
lizist zu werden, nicht in Frage zu stellen.“xi Wie der bereits zitierte Behr (2013) an anderer 
Stelle ausführt, lernten die Studierenden stattdessen sehr früh, „die soziale Welt aus einer po-
lizeilichen Perspektive zu begreifen und zu deuten“; Qualifikationen wie „Ambiguitätstoleranz“ und 
„soziale Kompetenz“ würden hingegen zumeist nur „schlagworthaft“ vermittelt. 

Zu einem ähnlichen Ergebnis gelangte auch Reinhard Haselow von der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung NRW und sprach in diesem Zusammenhang von „ethischer Un-
tersteuerung“. Haselow konstatierte, den Beamten fehle „vielfach die Einsicht bzw. der Sinn für 
ihr Tun“, durch „verbreitetes rechtspositivistisches Denken“ trete „die sinngebende Funktion der 
Norm“ in den Hintergrund. Ein „kulturspezifisch konditionierte Regelorientierung“ lasse „die be-
sonderen sozialen und situativen Umstände des Einzelfalls“ unberücksichtigt, stattdessen ziehe 
sich der Beamte „unreflektiert auf  die Einhaltung der Regeln zurück oder folgt den im kulturspezifi-
schen Raum ritualisierten Handlungsmustern“.xii  
Wie Sie sehen, reicht es nicht aus, die Theorie mit der Praxis gleichzusetzen, denn die po-
lizeiliche Ausbildung ist nicht gleichbedeutend mit dem Berufsalltag der Beamten. Die 
Ausbildungsinhalte sind – den wissenschaftlichen Erkenntnissen nach – nicht immer 
handlungsanleitend. Insbesondere in prekären Situationen können Legalität und Legitimi-
tät voneinander abweichen. Daher wäre die NRW-Politik gut beraten, meiner Forderung 
gemeinsam mit Vertretern der Polizeiwissenschaft nachzugehen. Denn gerade die Ergän-
zung der Zulassungsvoraussetzungen zum Polizeistudium durch Praxisanteile in sozial- 
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bzw. menschenrechtlich ausgerichteten Institutionen/Organisationen wäre geeignet, um 
zu lernen, das polizeiliche Handeln auch aus der Perspektive des „polizeilichen Gegen-
übers“ zu reflektieren. 
 
Vorschlag zur Veränderung der gesetzlichen Grundlage des Legalitätsprinzips 

Das Ministerium schreibt: „Der vom Bundesgesetzgeber bewusst nicht als Antragsdelikt ausgestaltete, 
jedoch mit einer Versuchsstrafbarkeit versehene Tatbestand der Körperverletzung im Amt sieht schon im 
Grundtatbestand als Mindeststrafe drei Monate Freiheitsstrafe und als Höchststrafe fünf  Jahre Frei-
heitsstrafe vor; für qualifizierte Fälle reicht der Strafrahmen bis zu 15 Jahren Freiheitsstrafe (§ 340 
StGB). Eine Straffreistellung von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten allein aufgrund einer binnen 
48 Stunden vorgenommenen Selbstbezichtigung liefe dieser strengen Bewertung des Bundesgesetzgebers und 
dem aus dem Rechtsstaatprinzip abgeleiteten Legalitätsprinzip zuwider.“   

Die angeführte „strenge Bewertung des Bundesgesetzgebers“ erweist sich in der Realität 
als kontraproduktiv. So betrachtet Rafael Behr das Legalitätsprinzip bei Körperverletzung 
im Amt nicht als zielführend und benennt drei Punkte, weshalb übergriffige Polizeibeam-
te von ihren Kollegen nicht angezeigt werden. Erstens gebe es in der handlungsanleiten-
den Polizistenkultur einen „Ehrenkodex“, demzufolge „man den eigenen Kollegen nicht an andere 
Instanzen ‚ausliefert‘“, zweitens befürchte der Anzeigende eine Stigmatisierung als „Kamera-
denschwein“ und eine damit verbundene Ausgrenzung, und zwar im beruflichen wie im pri-
vaten Kreis. Und drittens führe ausgerechnet das Legalitätsprinzip zu einer „Abhängigkeit 
von der Diskretion der Kollegen“. Da nahezu alle „street cops“ von Übertretungen der Kolle-
gen wüssten, diese aber nicht angezeigt hätten, schmiede dies die Beamten zusammen.xiii 

Ganz ähnlich schildert es Udo Behrendes, bis vor kurzem Leitender Polizeidirektor in 
Köln: „Alle Kolleginnen und Kollegen des Streifendienstes wissen, dass sie irgendwann in eine Situation 
kommen werden, die man als ‚Überreaktion‘ und damit als Straftat auslegen kann. Umgekehrt haben 
sie alle die Verpflichtung, eine solche ‚Überreaktion‘ ihrer Kollegin oder ihres Kollegen bei bloßem Ver-
dacht einer Straftat anzuzeigen. Kommt man diesem Legalitätsprinzip des § 163 StPO nicht nach, 
macht man sich selbst strafbar. Dieses komplexe strafrechtliche Geflecht liefert nach meiner Überzeugung 
und Erfahrung die dicksten Steine für die Mauer des Schweigens. Die strafrechtliche Forderung, dem 
überreagierenden Kollegen einerseits in den Arm zu fallen und ihn anschließend anzuzeigen, stellt häufig 
eine psychosoziale Überforderung dar. Und wer nicht sofort ‚dazwischen geht‘ und ‚einspannt‘, der ‚muss‘ 
anschließend schweigen, wenn er sich nicht selbst der Strafverfolgung aussetzen will.“xiv  

Ferner stellt Tobias Singelnstein, Professor an der FU Berlin, fest, „dass sich Polizisten finden, 
die gegen ihre eigenen Kollegen aussagen, kommt so gut wie nie vor“. Diese "Mauer des Schweigens" 
werde insbesondere „auf  Kameraderie, innerpolizeilichen Druck, gruppenpsychologische Aspekte und 
die durch das Legalitätsprinzip begründete Gefahr der eigenen Strafverfolgung wegen Strafvereitelung im 
Amt zurückgeführt.“xv Diejenigen Beamten, die dessen ungeachtet Übergriffe von Kollegen 
melden, sähen sich häufig ausgegrenzt. „Viele Polizeibeamte trauen sich nicht, Fehlverhalten von 
Kollegen zu melden, weil sie keine entsprechende Unterstützung erfahren“xvi, bestätigt Feltes. Diese 
mangelnde Unterstützung ist es übrigens auch, die von Polizeigewalt Betroffene häufig 
von einer Anzeige abhältxvii. Noch einen Schritt weiter geht Martin Herrnkind, Polizeibe-
amter und Kriminologe: "Die durch das Legalitätsprinzip aufgeworfenen Dilemmata werden durch 
weitere Rechtsnormen verstärkt. Wer das Legalitätsprinzip missachtet, verübt eine Strafvereitelung im 
Amt (§§ 258, 258a StGB). Der Straftatbestand der Körperverletzung im Amt macht einen nicht han-
delnden 'Dabeisteher' zum Haupttäter (§ 340, 223 StGB)."xviii  
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Zusammenfassend ist der enge gesetzliche Rahmen – entgegen der Behauptung des Mi-
nisteriums – gerade nicht geeignet, eine rechtsstaatliche Aufarbeitung polizeilicher Über-
griffe zu garantieren. Ganz im Gegenteil hat sich inzwischen eine organisationsinterne 
Kultur der Schuldbefreiung etabliert. Hier ist die Politik eindeutig gefordert, denn wenn es 
zu polizeilichem Fehlverhalten kommt, der Staat jedoch nicht für eine ergebnisoffene Un-
tersuchung Sorge trägt und so eine weitestgehende Straflosigkeit willentlich in Kauf  
nimmt, verliert das Bekenntnis zum Schutz der Menschenrechte und zum Prinzip der 
Rechtsstaatlichkeit seine Glaubwürdigkeit. 

Gesetze können verändert werden. Dafür ist die Politik da. Daher unsere Forderungen in 
der Petition, sehr geehrte Frau Ministerin Kraft. Dabei bleiben wir! 

Mit freundlichen Grüßen   
gezeichnet 

 

Dr. Lilia Monika Hirsch 

 

KOPIE: An die innen- und rechtspolitischen Sprecher der Landtagsfraktionen 
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